
Streitfall Kindergartenausbau
Kirchenverwaltung will Anteil verringern – Maßnahme droht sich erneut zu verzögern
Atting. (mb) Der seit mehr als

drei Jahren geplante Kindergarten-
ausbau droht sich weiter zu verzö-
gern. Grund ist die Weigerung der
Kirchenverwaltung, den aufgrund
der aktuellen Kostenschätzung ver-
traglich errechneten Anteil von
106000 Euro zu übernehmen. Nun
liegt ein neuer Vorschlag auf dem
Tisch, über den die Kirchenverwal-
tung am Dienstag, 18. Oktober, ab-
stimmen wird.

Noch keine Sitzung in der bishe-
rigen Legislaturperiode des Ge-
meinderats war derart intensiv ge-
führt. „Ich empfinde es als Erpres-
sung“, sagte Bürgermeister Robert
Ruber. Gemeinderat Johann Liebl
sagte: „Wir werden hier seit zwei
Jahren vorgeführt.“ Der Grund: Vor
wenigen Wochen hatten Kirchen-
pfleger Helmut Hilmer und der erst
seit Anfang September amtierende
Pfarrer Alfons Leibl erörtert, dass
die Kirchenverwaltung die Bau-
maßnahme unter den vertraglich
vereinbarten Voraussetzungen nicht
durchführen könne und wolle.
Aufgrund der aktuellen Preisstei-

gerungen war Mitte des Jahres er-
rechnet worden, dass der Ausbau
mit 885000 Euro deutlich teurer
wird. Damit steigt der Anteil der
Kirchenverwaltung (abzüglich Zu-
schuss der Diözese), in deren Trä-
gerschaft und auf deren Grund-
stück der Kindergarten liegt, auf
106000 Euro. Alle Parteien hatten
sich nach langem und zähem Ver-
handeln im Juli auf einen Schlüssel
zur Kostenaufteilung geeinigt und
diesen auch vertraglich fixiert.
Im Schreiben vom 21. September

führt die Kirchenverwaltung nun
aber auf, dass in den kommenden
Jahren Kosten für die Erneuerung
der veralteten Heizungsanlage des
Pfarrhauses, die Sanierung der Or-
gel mit Innensanierung der Pfarr-
kirche und die Sanierungen der
Kirchhofmauern in Atting, Rinkam
und Wiesendorf sowie der Weiher-
kapelle in Rain auf sie zukämen.
Diese seien dringend und kostenin-
tensiv. Dennoch wolle die Kirchen-
verwaltung den Ausbau nicht ver-
zögern. Der auf sie entfallene Anteil
beträgt gemäß Schätzung 106000
Euro. Davon wolle man nur ein
Drittel, aber maximal 35000 Euro,
übernehmen. Sonst scheitere das
Projekt. Später wurden während

der Sitzung 50000 Euro angeboten.
Die Gemeinde trägt inklusive dem
Anteil der Regierung 652000 Euro.
„Ich bin maßlos enttäuscht, dass
kurz vor der Ausschreibung nun der
Rückzieher der Kirchenverwaltung
kommt“, sagte Ruber. Denn viel-
leicht könne man ansonsten im Ja-
nuar endlich mit dem Bau starten.
Im April 2019 hatten bereits die
Planungen begonnen.
Die Elternbeiratsvorsitzende Eli-

sabeth Bachmann hielt ein emotio-
nales Plädoyer in Richtung Gemein-
derat. Hintergrund: Bereits im Juli
bat das Personal des Kindergartens
in einem Brief darum, den Ausbau
endlich zu starten, weil für die Kin-
der zu wenig Platz sei. „Das war ein
Hilferuf des Personals“, sagte sie.

Verhärtete Fronten
Gemeinderat Christian Kammer-

meier, der auch Mitglied der Kir-
chenverwaltung ist, berichtete nicht
nur von seiner persönlichen Zwick-
mühle, sondern auch von einer „in-
tensiven“ Auseinandersetzung mit
dem Thema Kosten in der Kirchen-
verwaltung. „Die Fronten sind ver-
härtet, das ist nicht gut für die Ge-
meinde. Es gibt leider einige Perso-
nen, die den Ernst der Lage nicht
sehen. Wir müssen aber im Sinne
unserer Eltern und Kinder mit dem
Bau beginnen.“ Sturheit sei aber

keine Lösung, sagte 2. Bürgermeis-
ter Manfred Schambeck. „Wir brau-
chen eine zielorientierte Lösung.“
Ruber erinnerte daran, dass alle an-
deren Möglichkeiten – vom Neubau
bis zum Kauf des Kindergartens –
viel zu viel Zeit in Anspruch näh-
men. Es bleibe nur der Ausbau.
„Wir müssen froh sein, dass unsere
Eltern so geduldig sind. Unser Per-
sonal, und es ist nicht das der Ge-
meinde, sondern der Kirche, leistet
hervorragende Arbeit. Ich weiß
nicht, ob in der Kirchenverwaltung
diese gute Arbeit gesehen wird.“
Um das Projekt noch im aktuell

geplanten Zeitrahmen bis zum Start
des Kindergartenjahrs 2023 durch-
zuführen, möchte die Gemeinde der
Kirchenverwaltung nun entgegen-
kommen: Nach Abzug aller Zuwen-
dungen von Regierung, Gemeinde
und Diözese würde dann der Be-
trag, der bei der Kirchenverwaltung
verbleibt zu zwei Drittel von der
Gemeinde und zu einem Drittel von
der Kirchenverwaltung getragen
werden. Eine Deckelung werde aber
in keinem Fall akzeptiert. Gleich-
zeitig sollen die Kosten aber mini-
miert werden. Ruber sagte: „Wir
machen dies nicht, weil wir der Kir-
chenverwaltung sparen helfen wol-
len, sondern weil uns die Kinder, die
Eltern und das Personal am Herzen
liegen.“
Auf Nachfrage bezeichnete Pfar-

rer Leibl das Angebot der Gemeinde
als „vernünftigen Kompromiss“,
den es im Sinne der Kinder, Eltern
und des Personals baldmöglichst
gemeinsam umzusetzen gelte. Am
18. Oktober stimmt die Kirchenver-
waltung nun darüber ab. Aus Ter-
mingründen sei das vorher nicht
möglich. Auch für ihn sei die aktu-
elle Situation nicht leicht. „Ich bin
erst seit September im Amt, ich
habe das Ganze quasi ererbt.“

Enorme Preissteigerung
Dass die Kirchenverwaltung die

Gemeinde vorführe, verneinte er:
„Das ist nicht der Fall. Es ist eine
primäre kommunale Aufgabe, für
Kindergartenplätze zu sorgen.“ Er
wies noch einmal auf die Kosten
hin. Die enorme Preissteigerung sei
der Grund für den Rückzieher:
„106000 Euro können wir uns nicht
leisten. Es ist notwendig, dass sich
alle an den Mehrkosten beteiligen,
nicht nur die Kirchenverwaltung.
Wir müssen deshalb Unterstützung
einfordern. Als Pfarrer ist es mir
wichtig, dass durch unseren Beitrag
von einem Drittel der baulichen
Mehrkosten zu einer kommunalen
Aufgabe die qualitativ hochwertige
pädagogische Arbeit in unserem
Kindergarten zum Wohle unserer
Kinder und Familien nicht behin-
dert, sondern gefördert wird.“

Das Thema Kindergarten hat in der Gemeinderatssitzung hohe Wellen geschlagen. Foto: Michael Bauer


